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Uni’94:
Neuer Muff
inneuenkleidern

Mit klammen Fingern und triefenden Nasen sam-

meln Berliner Studierende Unterschriften für die Auf-
lösung des Abgeordnetenhauses. Ihr Vorwurfan die
herrschende Politik: Diese sei schuld an den misera-
blen Studienbedingungen. „Neuwahlen“ sind das Ziel

dieses Volksbegehrens.
Kaum jemand glaubt noch ernsthaft an einen Erfolg

dieser Initiative. Warum dann aber überhaupt soviel
Zeit und Engagement in einen Appellan die PolitikerIn-

nen investieren? Diese haben zwanzig Jahre lang (in

wechselnden Konstellation) die Universitäten nur ver-

waltet und ökonomisch domestiziert, siewerden nach

einer Neuwahl (in welcher Konstellation auch immer)

wohl nichts anderes tun.
Die Idee einer anderen Universität muß von unten

kommen. Selbstorganisierte Seminare, Kurse und Tuto-

rienprogramme sind ein Schritt in dierichtige Te 15
ANTRAGSHELGETILTT NEU ST

BEN POTTIPARVITEILOR TANTECGTEA TE
när kritisch lernen und forschen —also beginnen wir

damit! Nutzen wir die Bibliotheken und Seminarräume
für das, was uns interessiert. Das „Schein“studium
würde so zu einer zwar immer noch unerfreulichen,
aber manchmal auch hilfreichen Nebensache. Für das
Examen, das uns schrecken soll, wären wir dennoch
besser vorbereitet als durch den traditionell-dysfunk-
tionalen Frontalunterricht.

Nur wenn uns die Etablierung einer alternativen uni-
versitären Praxis gelingt, entsteht auch wieder eine of-
fene Situation für staatlich vermittelte Reformen.

Undkeine Praxis ohne Theorie: Das vor Euch liegen-
de Heft von Forum Rechtwird einige Blicke auf die
Hintergründe der aktuellen hochschulpolitischen De-
batte werfen, aber auch — und das ist gerade für die
Studierendenbewegung unverzichtbar — die jüngere
Geschichte nicht aus dem Auge verlieren.

„Unter den Talaren den Muff von 1000 Jahren“, das
war die Losung von 1967. Die alten Nazis stehen heute
jedoch längst nicht mehr hinter dem Katheder. Der
„neue Muff“ ist die organisierte Unverantwortlichkeit,
das matte und unengagierte Durchwursteln. Gerade
auch der Studierenden. [at 1D7 
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Hochschulrecht

elbstbestimmtes Studieren setzt
Ss die Teilnahme am — im weitesten

Sinne — wissenschaftlichen Dis-
kurs und damit Mitbestimmung im For-
schungs- und Lehrbetrieb voraus. Aus
dieser Prämisse entsprang in den sechzi-
ger Jahren die Forderung nach einer ent-
sprechenden Organisationsstruktur der
Hochschulen'. Die Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts als Organisationsform
bot sich aus dieser Sicht an, sind doch

gleichberechtigte Mitgliedschaft und
weitgehende Selbstverwaltung ihre kon-
stitutiven Merkmale.

Nach 858 Hochschulrahmengesetz

(HRG) sind Hochschulen heute Körper-

schaften des öffentlichen Rechts. So ein-
deutig wie der Wortlaut der Vorschrift ist
die Rechtsnatur jedoch keineswegs. So
wird verschämt festgestellt, daß „die Uni-
versität als Ausbildungsstätte durch an-
staltliche Merkmale geprägt“? sei. Die
„h.M.“ und das Bundesverfassungsge-
richt erfanden Anfang der siebziger Jahre
das einschränkenden Prinzip der „qualita-
tiven Repräsentation“? und kippten so die
Drittelmitbestimmung der Mitglieder-
gruppen (Professorinnen und Professo-

ren, sonstiges Personal, Studierende) aus

einigen Landeshochschulgesetzen. Quali-
tative Repräsentation heißt dabei im we-
sentlichen, daß Mitwirkungsrechte der
Gruppen an die Qualifikation der Mitglie-
der gekoppelt sind?. Zu Recht wurde diese
Figur als ein Schritt zurück in Richtung
anstaltlicher „Ordinarienuniversität“ kri-
tisiert.

Bis heute werden unter dem Deckman-
tel einer als Lehrstuhlfreiheit mißverstan-
denen Wissenschaftsfreiheit aus Art.5 IU
GG Rechtsfiguren oder -fragmente in das
heutige Hochschulrecht und dessen Inter-
pretation tradiert, die dem Institut der öf-
fentlichen Anstalt entstammen bzw. an-
staltliche Über-/Unterordnungsverhält-
nisse bewahren.

Ob dadurch ein Zweck öffentlich-recht-
licher Körperschaften, nämlich den ent-
sprechenden Grundrechtsgebrauch ihrer
Mitglieder zu fördern, hinsichtlich der
Grundrechte Studierender konterkariert
wird, soll hier untersucht werden.

Von der Anstaltsgewalt zum $28
HRG

Die Hochschule des 19.Jahrhunderts
war eine Anstalt des Öffentlichen Rechts.

 

Wie alle Anstalten (Schule, Strafvollzugs-
anstalt etc.) wurde die Universität ledig-
lich als ein Bestand von Mitteln in der
Hand der öffentlichen Verwaltung be-
trachtet, der den Zwecken von Forschung
und Lehre dient.

Besonderheiten ergaben sich nur aus
althergebrachten Standesgrundsätzen, die
der Anstalt Hochschule eine weitgehende
Selbständigkeit als „autonome Gelehrten-
republik“° bei inneren Angelegenheiten
sicherte. Weitgehende, auf die „Anstalts-
gewalt“ als gewohnheitsrechtliche Er-
mächtigungsgrundlage gestützte Befug-
nisse gegen die Benutzerinnen und Benut-
zer d.h. die Studierenden, wie z.B. eine
umfangreiche Disziplinargewalt wurden
aus dieser Stellung abgeleitet: Nach Gene-
ralklauseln in Disziplinarordnungen wur-
den Studierende bestraft, die „Sitte und
Ehre des akademischen Lebens verletzt“
und ihren Professoren „nicht die schuldi-
ge Achtung erwiesen“ haben‘. Die
Rechtsfolgen reichten von der Verwar-
nung bis hin zu befristeter und unbefriste-
ter Exmatrikulation’.

Sowohl die Einordnung der Universität
als Anstalt als auch das unbestimmt weite
Disziplinarrecht bestanden auch in der
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Weimarer Republik fort. Dem National-
sozialismus bot sich die Disziplinargewalt
als ideales Instrument zur Gleichschaltung
der Studierenden an. Erstaunlicherweise
wurde bis Mitte der 60er Jahre die Verfas-
sungsmäßigkeit der akademischen Diszi-
plinargewalt nie in Frage gestellt. Eine
rechtliche Grundlage in Form der ge-
wohnheitsrechtlichen „Anstaltsgewalt“
ohne spezialgesetzliche Ermächtigungs-
grundlage für die Disziplinargewalt gab es
jedoch wegen der Verfassungswidrigkeit
des sog. „besonderen Gewaltverhältnis-
ses“ unter der Geltung des Grundgesetzes
nicht mehr. Aber auch im Hochschulrecht
wurde bis zur sog. „Strafgefangenen“-
Entscheidung des BVerfG? vom 14.3.
1972 am absolutistischen Konstrukt des

„besonderen Gewaltverhältnisses“ fest-
gehalten. Über den gescheiterten Staats-
vertrag über die Grundsätze zur Reform
der wissenschaftlichen Hochschulen vom

27.3.1969° und kontroversen Debatten in

Bundestag und Bundesrat'’ um das HRG,

wurde parallel zum Wandel der „Ordina-

rien-“ zur körperschaftlichen Gruppen-

universität der Wandel von der universitä-

ren Disziplinargewalt zum universitären

Ordnungsrecht vollzogen. Das Ergebnis

war $28 HRG, der zu Tatbeständen er-

mächtigt, die zur Sicherung des bestim-

mungsgemäßen Betriebes derHochschule

den Widerruf der Einschreibung vorse-

hen.
Die Einführung eines universitären

Ordnungsrechts selbst stellt schon eine

Übertragung anstaltlicher Verhältnisse in
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts

dar: Bei innerkörperschaftlichen Konflik-

ten, bei denen Ordnungsrecht den „be-

stimmungsgemäßen Betrieb“ sichern soll,

handelt es sich immer um Konflikte zwi-

schen Mitgliedern oder zwischen Mitglie-

dern und deren Selbstverwaltungsorga-

nen. Insofern widerspricht die hierarchi-

sche Konfliktlösung des Ordnungsrechts

der prinzipiell gleichrangigen mitglied-

schaftlichen Mitwirkung in der Körper-
schaft. Um so bedenklicher erscheint es,

über die Rechtsfolgenseite des $28 HRG

gleich die mitgliedschaftliche Stellung ei-

ner einzelnen Mitgliedsgruppe zu regeln:
Zwar erlaubt Art.5 III GG i.v.M. Art.3
GG eine Ungleichbehandlung der Mitglie-
der aus funktionalen Gründen''. So ist es
unproblematisch, daß Professorinnen und
Professoren auf Lebenszeit Mitglieder
sind, Studierende nur bis zur erfolgrei-
chen Prüfung im jeweiligen Studienfach.
Es besteht jedoch kein sachlicher Grund
für eine verhaltensbezogene Differenzie-
rung hinsichtlich der Mitgliedschaft in ei-
ner öffentlich-rechtlichen Körperschaft
zwischen den Mitgliedern”: Ob eine Pro-
fessorin oder ein Student stört, hat von
vornherein keine qualitativ unterschiedli-

chen Auswirkungen auf die Funktionsfä-

higkeit der Hochschule (im Zweifel rich-

ten störende Professorinnen und Professo-

ren größeren Schaden an ...).
Aber auch die Wortwahl im $28 HRG

erinnert noch sehr an anstaltliche Verhält-

7

nisse: Schutzgut ist — wie bei der alten an-
staltlichen „Ordnungsgewalt“ — der „be-
stimmungsgemäße Betrieb“. Darüberhin-
aus ist der Tatbestand des $28 HRG so un-

bestimmt, daß an seiner Verfassungsmä-

Bigkeit gezweifelt werden kann”, die Ver-
wandtschaft zu ähnlich blumig umschrie-
benen gewohnheitsrechtlichen Tatbestän-
den in den sog. „besonderen Gewaltver-
hältnissen“ früherer Tage ist unverkenn-
bar.

Exmatrikulationen auf der Grundlage
des $28 HRG sind selten, eine psychische

Wirkung auf das Verhalten der Studieren-
den, z.B. bei Streikaktionen ist jedoch
vorgezeichnet, wenn die Hochschullei-

tung mit dem Ordnurigsrecht gegen
Streiks vorgehen kann und ein „universi-
täres Arbeitskampfrecht“, wie es zu Be-
ginn der siebziger Jahre gefordert wur-
de', fehlt.

Vom Mythos der Studentenschaft
als „Zwangskörperschaft“

Knüpft das Ordnungsrecht noch direkt
an anstaltliche Traditionen an, so ist die
Benachteiligung der Mitgliedsgruppe der
Studierenden im Wege der externen Kon-
trolle der sog. „verfaßten Studenten-
schaft“ subtiler, für die Praxis dafür aber

um so bedeutsamer. Die Binnenorganisa-
tion der studentischen Hochschulmitglie-
der in Form der aufgrund $41 HRG fakul-
tativ errichtbaren verfaßten Studenten-
und Studentinnenschaft wird von der h.M.
als eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts mit „Zwangs“mitgliedschaft ein-
geordnet”. Zwar zweifelt heute niemand
mehr an der Zulässigkeit der „zwangs“-
mitgliedschaftlichen Organisation der
Studierendenschaft. Aus diesem
„Zwang“ folgt jedoch nach der h.M. eine
restriktive Interpretation der Aufgaben
und Befugnisse der OrganederStudentin-
nen- und Studentenschaft. Der (angebli-
che) Eingriff in die Vereinigungsfreiheit
des Art. 91 GG sei nämlich nur bei Befug-
nissen der Studierendenschaft zu rechtfer-
tigen, die durch kollidierendes Verfas-
sungsrecht geschützt seien'‘. So stehe den
Organen nicht das Mandat zu, sich über
den hochschulpolitischen Rahmen hinaus
politisch zu äußern”, Abgrenzungs-
schwierigkeiten zwischen Hochschulpoli-
tik und Allgemeinpolitik gingen zu Lasten
der Organe",

Das Absurde dieser Argumentation
wird freilich erst auf den zweiten Blick
deutlich, vielleicht weil der „Zwang“ des

AStA gegen den studentischen Geldbeutel
in Form des Semesterbeitrags zunächst
sehr plastisch und schmerzhaft erscheint:
Die Mitgliedschaft in der Studentinnen-
und Studentenschaft ist dem Eintritt in die
Hochschule akzessorisch. Würde anstelle
des Semesterbeitrages eine (höhere) Stu-
diengebühr von der Universität erhoben,
könnte dies wegen des freiwilligen Bei-
tritts konsequenterweise kein „Zwang“
sein, obwohl eine Studiengebühr der
schärfere Eingriff in die Grundrechte Stu-

einzuordnen

Seltsamerweise hat die

Studierenden-

Aufgabenüber-
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Der politische Hintergrund ist allerdings
kaum verwunderlich, können doch so
mißliebige studentische Meinungen von
innen wie außen (mittels Rechtsaufsicht)
justiziabel gemacht werden.

Mit der „Zwangs“körperschaft und
dem „allgemein-politischen Mandat“ hat
sich die Rechtsprechung eine Keule geba-
stelt, mittels der sie nicht mehr an der
Grundrechtsrelevanz des Organverhal-
tens anzuknüpfen braucht, sondern das
Politische zum Sperrgebiet der Körper-
schaft erklärt. Es ist festzustellen, daß
durch die gegenwärtig herrschende Inter-
pretation der Rechtsstellung der Studie-
rendenschaft als öffentlich-rechtliche
„Zwangs“körperschaft der eigentliche
Zweck der Grundrechtseffektiverung
weitgehend verfehlt wird. Dabei ist die
Notwendigkeit dieser Binnenkörperschaft
offensichtlich, denn mitgliedschaftliche

Themenschwerpunkte
der letzten Hefte:
Nr. 193: Weltinformationsordnung
Nr. 194: Das neue Südafrika
Nr. 195: Soziale Bewegungen
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Mitwirkung bedarf einer umfassende de-
mokratische Willensbildung. Gerade an
Massenuniversitäten ist dies ohne Struktu-
ren, wie sie die sog. „verfaßte Studenten-
schaft“ aufweist, nahezu unmöglich.

Willensbildung ist jedoch eine Grund-
voraussetzung zur Wahrnehmung von
Mitgliedschaftsrechten. Die Fesseln, die
der Studierendenschaft allerdings durch
die Rechtsprechung angelegt werden,
stellen eine gravierende Beeinträchtigung
dieser Möglichkeiten dar. Für den Bereich
der Willensbildung ist daher faktisch
kaum ein Vorteil zur Rechtsstellung im
Benutzerverhältnis der Anstalt erkennbar.

Grundrechtseffektivierung
alsLeitgedanke

Grundrechte markieren auch Grund-
anforderungen an die Struktur öffentlich-
rechtlicher Körperschaften”. Öffentlich-
rechtliche Körperschaften müssen daher
durch eine funktionsgerechte Organisati-
on der fördernden Sicherung der indivi-
duellen Freiheit dienen”.

Zweck der öffentlich-rechtlichen Ver-
faßtheit der sog. “Studentenschaft“ — dies
belegen auch die Aufgabenkataloge in den
Landeshochschulgesetzen —ist somit pri-
mär Grundrechtseffektivierung” im Hin-
blick auf Art. 5 I, I und Art. 12 GG. Aus
der Doppelfunktion von Grundrechtsef-
fektivierung und Aufgabenwahrnehmung
als öffentlich-rechtliche juristische Person
ergibt sich zum einen, daß die Studieren-
denschaft Grundrechtsträger über Art.19
II GG ist””. Zum anderen aber auch, daß
diese Grundrechte so weit—undd.h. nicht
weiter aber auch nicht weniger weit — ge-
hen, wie sie die Grundrechtsverwirkli-
chung der Mitglieder, sprich: der einzel-
nen Studierenden dienen. Es zeigt sich aus
dieser grundrechtsbezogenen Herlei-
tung”, daß die Abgrenzung von allge-
mein-politischem Mandat und hochschul-
politischem Mandat wenig hilfreich ist??:
Ein „allgemein-politisches“ Mandat steht
der Studierendenschaft — mit der Ausnah-
me Niedersachsens — mangels gesetzli-
cher Normierung sicher nicht zu. Ande-
rerseits kann sich aber die Aufgabenwahr-
nehmung des AStA in einem z.B. von der
Meinungsfreiheit des Art. 5 1 GG ge-
schützten Bereich entfalten, wenn damit
z.B. die Meinungsfreiheit der einzelnen
Studierenden im Rahmen der Willensbil-
dung effektiviert wird. Insofern kann der
AStA zu allen „allgemein-politischen“
Themen, die an der Universität in Aus-
übung der individuellen Meinungsfreiheit
Studierender diskutiert werden, rechtmä-
Big Stellung beziehen. Aber nicht nur die
restriktive Auslegung der Aufgaben und
Befugnisse der verfaßten Studierenden-
schaft, auch die Mitgliedschaft zweiter
Klasse in der Körperschaft Hochschule ist
schwierig zu rechtfertigen. Mag das Prin-
zip der „qualitativen Repräsentation“ in
der Auslegung des BVerfG im histori-
schen Kontext menschlich noch nachvoll-
ziehbar sein, sah sich doch die Professo-

renschaft (und damit die Rechtslehrer im
Ersten Senat) umzingelt von Studieren-
den, die „ihre“ Uni zur Speerspitze der
Revolution machen wollten, so sind die
vielen kleinen Benachteiligungen, z.B.
bei der Nutzung der Hochschuleinrichtun-
gen oder durch das Ordnungsrecht nach
$28 HRG in Art.5 II GG und Art.12 GG
keineswegs vorgezeichnet. Im Gegenteil:
Der Schutzbereich des Art.5 III GG stellt
sich für Studierende nicht nur als ein Re-
flex einer „Lehrstuhlfreiheit“ dar, viel-
mehr ist der Beitrag Studierender zum
wissenschaftlichen Diskurs auch wissen-
schaftstheoretisch auf der Grundlage eines
kommunikativen Wissenschaftsbegriffes
als notwendig anerkannt worden”. Die
Bedeutung der Hochschulausbildung als
Berufsqualifikation und damit unter Art.
12 1GG fallenden Bereich wächst ständig.
Die fördernde Sicherung dieser Freiheiten
ist als Funktion der öffentlich-rechtlichen
Körperschaften auch vor dem Hinter-
grund anderer Angriffe auf studentische
Grundrechte (numerus clausus, Zwangs-
exmatrikulation) immer schwieriger zu
erfüllen. Die anstaltlichen Anachronis-
men sind daher nicht nur überflüssig, son-
dern auch für die Grundrechtseffektivie-
rungsfunktion öffentlich-rechtlicher Kör-
perschaften mehr als kontraproduktiv.
Frank Schreiber studiert Jura in Mar-
burg.

Anmerkungen

24 z.B. BVerfGE35, 79, (Leitsatz T7)und 129ff
25 Pieroth/Schlink, Rn 116
26 Denninger/Becker, $41Rn12
27 sehrstr., vgl. Denninger/Becker, $41 Rn

12; Dambowski, DVBI 1978, 229 (234f);
Pieroth/Schlink, Rn 185ffm.w.N.

28 im Anschluß an Denninger/Becker, $41Rn
12

29 vgl. auch Ladeur, DuR 1975, 209ff
30 Geulen/Stuby, KJ 1969, 125 (139) unter Be-

zugnahme aufHabermas
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insamkeit und Freiheit‘, dieses

E . von Humboldt formulierte so-
» ziale Leitbild der Universität,

ist nach wie vor ein regulatives Prinzip je-
der Universitätsreform. “'

Das Bild der Wissenschaften hat sich
seit dieser nunmehr 30 Jahre alten Be-
schreibung Helmut Schelskys radikal ver-
ändert. Dies gilt sowohl für die innerwis-
senschaftlichen Strukturen als auch für ih-
re Stellung in der Gesellschaft. Vergegen-
wärtigt man sich die Bereiche, in denen
Wissenschaft betrieben wird, so ergibt
sich ein sehr uneinheitliches Bild, denn
das ernsthafte und planmäßige Gewinnen
und Vermitteln von Erkenntnissen erfolgt
in ganz unterschiedlichen Zusammenhän-
gen und zu ganz unterschiedlichen Zwek-
ken. Wissenschaft wird in der Industrie, in
der Universität, ebenso wie in staatlichen
und privaten Großforschungseinrichtun-
gen betrieben. Hierbei zeigt sich zudem,
daß die Grenzen zwischen den unter-
schiedlichen Wissenschaftsbereichen
durchlässig und fließend geworden sind.

In der gegenwärtigen Kontroverse um

die Freiheit der Wissenschaften stehen die
Naturwissenschaften im Mittelpunkt. Der
Grund hierfür liegt darin, daß unter den
Bedingungen moderner Risiken, wie etwa
der Atomenergie- und der Gentechnolo-
gie, der wissenschaftlich-technische Fort-
schritt in einer Doppelrolle verfangen ist:
Einerseits sind die mit ihm einhergehen-
den Risiken zunehmender Kritik ausge-
setzt, andererseits steigen aber auch die
Erwartungen an die Wissenschaften, Fort-
schritte zu erzielen, um Zivilisations-
gefahren wirksam begegnen zu können,
ständig.” Dieser Prozeß hat die Wissen-
schaften aus ihrem Elfenbeinturm heraus
auf den Tummelplatz ganz zentraler ge-
sellschaftlicher Konflikte gezerrt. Die Na-
turwissenschaften nehmen, wie es Stefan
Breuer formuliert, in modernen Gesell-
schaften den Platz der Religionen ein.’

In dem Ausmaß, in dem der wissen-
schaftlich-technische Fortschritt zum ent-
scheidenden Movens wird, hat sich aller-
dings auch der Protest hiergegen verwis-
senschaftlicht. Die Zeiten sind längst vor-
bei, in denen sich bei Kontroversen über

riskante Zukunftstechnologien vermeint-
lich objektiver, wissenschaftlich fundier-
ter Sachverstand und laienhafter Protest

gegenüberstehen, sondern es wird Wis-
senschaft gegen Wissenschaft eingesetzt.‘
Der vormals bestehende — oder jedenfalls
behauptete — monolithische Block Wis-

senschaft, der sich gegenüber Gesell-

schaft und Staat abschotten konnte, ist auf-

gelöst und damit in eineLegitimationskri-

se geraten. Die hiergegen geführten Ab-

wehrkämpfe berufen sich vor allem auf

die durch Art. 5 IN Satz 1 GG grundrecht-
lich garantierte Wissenschaftsfreiheit
(„Kunst und Wissenschaft, Forschung

und Lehre sind frei. Die Freiheit der Leh-
re entbindet nicht von der Treue zur Ver-
fassung.“).

In dem Maße, wie mit Wissenschaft
Macht gewonnen (und verloren) und Poli-
tik gemacht wird, ist die klassische Forde-
rung nach der Freiheit von Forschung und
Lehre problematisch geworden. Deshalb '
ist es notwendig, sich Vergewisserung

darüber zu verschaffen, zu welchem
Zweck die grundrechtlichen Garantien in  
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„Seit über 20 Jahren befinden sich

politische Gefangene in bundes-
deutschen Gefängnissen.“ Mit

dieser Einleitung beginnt ein Auf-

rufzur Unterstützung politischer
Gefangener durch Kollektive,

Projekte,Initiativen. Die Monats-

zeitung für Selbstverwaltung,

CONTRASTE, hat dazu ein Son-

derdruck herausgegeben. Inhalt:

Gespräch über politische Gefan-

gene, Solidarität und was tun?

Aufruf zur Unterstützung. Zur
Geschichte der Sonderhaftbe-
dingungen gegen politische Ge-

fangene.
4 Seiten Berliner Format. (Gegen
2 DM in Briefmarken, 100 Ex-

emplare 10 DM, Vorkasse)

Plakatmappe: Stadtguerilla

16 verschiedene Plakate aus Eng-
land, Frankreich, Italien, BRD,
Niederlande. Ein Plakatüberblick
der Geschichte der letzten 25 Jah-
re zum Thema Stadtguerilla in der
BRD. Aus dem Beständen des
Internationalen Instituts für So-
zialgeschichte inAmsterdam. Der
Überschuß kommt der Solidari-
tätsarbeit für die politischen Ge-

fangenen zu.
DIN A3 - zweifarbig, Mappe.

(Gegen 30 DM + 10 DM Portou.
Verpackung, nur gegen Vorkasse
-Scheck, Bargeld)

CONTRASIE-Schnupperabs

Zum dreimonatigen Kennenlernen
CONTRASTE zum Preis von 10

DM (Vorkasse). Die Monatszei-
‚tung für Selbstverwaltung berich-
tet über Arbeiten ohne Chef,

Alternativmedien, Frauenprojekte,
Kommunen, Kultur von unten,

Projekte in der Dritten Welt, Öko-
nomie ohne Geld und vieles

mehr...

DEZE
Postfach 104520

69035 Heidelberg
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Art. 5 III Satz 1 bestehen und welche In-
terpretation der Wissenschaftsfreiheit am
ehesten in der Lage ist, den gesellschaftli-
chen und demokratischen Anforderungen
gerecht zu werden.

Von derFreiheit der deutschen
Universitätzur FreiheitfürAlle?

Die Kontroverse um das Grundrecht auf
Wissenschaftsfreiheit konzentriert sich
traditionell auf den universitären Bereich,

obwohl sich mit einem Wandel der Wis-
senschaftslandschaft — 50% der For-
schung werden privat finanziert — auch
der Zuschnitt des Art. 5 IH Satz 1 GG ver-
ändert hat.’ Eine dieser Entwicklung ent-
sprechende Auseinandersetzung mit der

Frage, ob auch die Industriewissenschaft
durch Art. 5 III geschützt ist, erfolgte je-
doch erst verhältnismäßig spät und auch
danach geht die verfassungsrechtliche Li-

teratur nahezu einhellig davon aus, daß

die Lebensbereiche Wissenschaft, For-

schung und Lehre in ihrer Gesamtheit un-

ter den Schutz von Art. 5TII GG fallen sol-

len.® Diese undifferenzierende Auslegung
übersieht, daß die Wissenschaftsfreiheit

zu den Grundrechten gehört, deren Frei-

heitsgehalt sich erst durch Ausgestaltung
entfaltet und nicht durch bloße Eingriffs-
abwehr. Hierbei kann die vorzufindende

soziale Wirklichkeit nicht ohne Einfluß

auf die Bestimmung des Gewährleistungs-
bereiches der Wissenschaftsfreiheit sein,

da sich diese gerade nicht „von selbst“

entfaltet, sondern als grundrechtlich ga-

rantierte Freiheit organisiert werden muß.

Die Organisation dieses Freiheitsberei-

ches bedeutet wiederum, daß organisa-

tionsinterne Strukturen vorhanden sein

müssen, die freie Wissenschaft ermögli-

chen.’ Dies muß nicht zwingend durch

den Staat erfolgen, sondern ist vielmehr

Konsequenz der Tatsache, daß der Be-

reich der Industrieforschung dem Prinzip

der Gewinnmaximierung durch kommer-

zielle Umsetzung und Nutzung wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts unter-

worfen und so strukturell nicht in der Lage

ist, die grundrechtlich garantierte Freiheit

der Einzelnen zu vermitteln. Andererseits
kann aber auch nicht der Universität als
Institution generell unterstellt werden,

den erforderlichen Bereich grundrechtlich

garantierter Wissenschaftsfreiheit herzu-
stellen. Dort, wo mit Hilfe von Drittmit-
teln aus der Industrie Forschungsvorha-
ben und -methoden vorgegeben werden,
bestehen zur Industriewissenschaft selbst
keine strukturellen Unterschiede.

Diese Beschreibung macht deutlich,
daß das Bild von WissenschaftlerInnen als
Privatgelehrte, die in „Einsamkeit und
Freiheit“ nach der Wahrheit suchen, nicht
(mehr) stimmt. WissenschaftlerInnen sind
heute eingebunden in ein Gefüge mehr
oder weniger starker, aber unterschiedlich
strukturierter sozialer Abhängigkeit.
Wenn im Ergebnis die Wissenschaftsfrei-
heit kein Grundrecht „Aller“ ist, sondern

nur derjenigen, die im Bereich staatlich

organisierter Freiheit Forschung und Leh-
re betreiben, dann bedeutet dies nicht, daß

Wissenschaft in anderen Bereichen verbo-
ten ist; sie ist nur anders und demnach

auch durch andere Grundrechte ge-
schützt.® So ist die Industriewissenschaft
vor allem an gewerblichen Strukturen ori-
entiert, so daß ihr Grundrechtsschutz in

Art. 12 (Berufsfreiheit) bzw. Art. 14 (Ei-
gentumsschutz) anzusiedeln ist.

Freiheit als Privileg
fürProfessorInnen?

Die Erkenntnis, daß die individuellen

Rechte aus Art. 5 III nur in einem organi-
sierten Zusammenhang wahrgenommen
werden können, der freie Wissenschaft
auch ermöglicht, sagt noch nichts darüber
aus, wie dieser Freiraum konkret auszuge-
stalten ist. Das Bundesverfassungsgericht
kommt hier trotz einer richtigen Analyse
der realen Bedingungen? zu einem fal-
schen Ergebnis, indem es den Professor-

Innen aufgrund ihrer Funktion, ihrer Qua-
lifikation, Betroffenheit und Verantwort-
lichkeit eine herausgehobene Position zu-
schreibt, die zu einer höheren Relevanz
ihrer Freiheitsbetätigung und damit zu ei-
nem wertvolleren Grundrechtsgebrauch
führt, als bei anderen Mitgliedern der
Korporation Hochschule. Dies führt im
Ergebnis dazu, daß das Modell der Grup-
penuniversität zwar mit Art. 5 III verein-
bar sei, der Gruppe der Hochschullehrer-
Innen bei Entscheidungen, die unmittel-
bar Fragen der Forschung, Lehre und Be-
rufungen betreffen, ein letztlich aus-
schlaggebender Einfluß vorbehalten blei-
ben müsse.'® Der Grund hierfür liegt dar-
in, daß das Bundesverfasssungsgericht die
Gewichte zwischen objektiver und indivi-
dueller Komponente der Wissenschafts-
freiheit vertauscht, indem es annimmt, der
prozeßhafte Vorgang freier wissenschaft-
licher Betätigung habe seinen Anknüp-

fungspunkt in der Freiheitsgarantie der
Einzelnenen und müsse durch die objekti-
ve Wertentscheidung in Art. 5 III ver-
stärkt werden.!' Tatsächlich ist es jedoch
umgekehrt: Zwar bedingen die objektive
und die individuelle Dimension der Wis-
senschaftsfreiheit einander, denn diese
Freiheit kann nur durch die Einzelnen aus-
geübt werden. Diese Freiheit ist jedoch
nicht trotz, sondern wegen der Bindung an
un staatlich organisierten Freiraum mög-
ich.

Die dogmatische Konstruktion von
Art.5 III, das illustriert auch die Ausein-
andersetzung mit der Privilegierung von
ProfessorInnen, hat unmittelbare Auswir-
kungen auf die Herrschaftsbalance im
Wissenschaftsbereich. Nachdem die Uni-
versität demokratisiert wurde, war eine
Abkehr von einem institutionellen Ver-

ständnis erforderlich, um mit Hilfe einer

Subjektivierung der Demokratisierung
entgegenzuwirken. Im Vordergrund
konnte nun nicht mehr die Ordinarienuni-
versität stehen, sondern der/die Einzelne.

Die weiteren Schritte zu einer Entdemo-
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kratisierung waren jedoch nur mit erhebli-

chen Widersprüchen möglich, denn das

Grundgesetz zwingt den Gesetzgeber

nicht dazu — auch nicht durch Art. 5 IH

GG -, durch die organisatorische Ausge-

staltung der Universität ProfessorInnen

einen wertvolleren Grundrechtsgebrauch

einzuräumen, als etwa StudentInnen. 12

Und Gesellschaft?—
Freiheitdurch Selbstkontrolle?

Nachdem sich weithin die Erkenntnis

durchgesetzt hat, daß der durch Wissen-

schaft und Technik erzielte Fortschritt

ambivalent ist, wird auch die Frage nach

der Einschränkbarkeit der Wissenschafts-

freiheit drängender gestellt. Auch die hier

vertretene Auslegung des Art. 5 IN ist mit

dem Problem der Risiken durch For-

schung konfrontiert, denn es macht INSO-

fern keinen Unterschied, ob genetisch ma-

nipulierte Organismen durch ein Univer-

sitätsinstitut oder durch die FirmaBoeh-

ringer freigesetzt werden. Wichtig ist je-

doch, daß der eine Lebensbereich Wissen-

schaft durch die auch grundrechtlich ver-

ankerte Freiheit privatwirtschaftlicher

in organisierter Selbstverwaltung ge-

schützt ist. Damit ist jedoch kein dogmati-

sches Glasperlenspiel aufgelöst, sondern

es ist die Voraussetzung dafür geschaffen,

die Bewältigung selbstverschuldeter Risi-

ken durch Wissenschaft und Technik nicht

an einem falschen Verständnis grund-

rechtlich garantierter Freiheiten scheitern

zu lassen. Wissenschaftsfreiheit ist als

vorbehaltlos geschütztes Grundrecht nur

zum Schutz anderer, gleichwertiger Ver-

fassungsgüter einschränkbar. Diese hohe

Schranke sollte nur im Bereich staatlich

gestalteter Wissenschaft gelten, nicht im

Bereich privater Forschung. Die Bedeu-

tung des grundgesetzlichen Schutzmaß-

stabes haben die industriellen For-

schungsinstitute gut erkannt. In der bisher

spektakulärsten juristischenAuseinander-

setzung um die Zulässigkeit gentechni-

scher Experimente in der Bundesrepublik

. 2

hat sich die Firma Hoechst vor allem auf

ihre Forschungsfreiheit berufen und hier-

an hat sich auch das entscheidende Gericht

gehalten.” Damit geraten Konflikte auf

ein falsches grundrechtliches Gleis.
Selbstverwaltete Wissenschaft darf je-

doch dort, wo gesellschaftliche und staat-

liche Verantwortung für das, was ge-

schieht, zurückgedrängt wird, nicht zu ei-

nem Vakuum führen: Mit der Selbstver-

waltung muß Selbstkontrolle einherge-

hen. Daß dies nicht als Selbstverständlich-
keit angesehen wird, belegt die. Diskus-

sion um Ethikkommissionen, die als mas-

siver Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit

angesehen werden.
Das Verlagern wichtiger, die Gesell-

schaft insgesamt betreffende Entschei-

dungen in einen Bereich bloßer Selbstkon-

trolle ist jedoch prekär. Sie schafft in ei-

nem ganz zentralen Bereich einen zwar

nicht unbedingt demokratiefreien Raum,

aber doch eine— allen Selbstverwaltungs-
bereichen eigene — andere Form demo-

kratischer Legitimation. Der Grund hier-

eine vom Staat — und damit auch von der

Gesellschaft — entfernte Wissenschaft zu

gewährleisten, die so in der Lage ist, Fort-

schritte zu erzielen, und das hieß in der

späten Industriegesellschaft Wohlstand,

möglichst für alle, zu sichern. Damit istes

nun vorbei. Die noch in den sechziger Jah-

ren vehement und erfolgreich vertretenen

Fortschrittsphilosophien sind ebenso brü-

chig geworden, wie der Glaube an eine

heilsbringende Wissenschaft. Die Wis-

senschaft selbst, im obigen Sinne als

„Denkfabrik“ für die Gesellschaft, bietet

heute nicht mehr nur einen Fortschritt an,

sondern Chancen und Risiken werden in

der Regel mit der gleichen wissenschaftli-

chen Eindeutigkeit behauptet; das Be-

haupten und das Leugnen von Risiken er-

folgt gleichzeitig. Damit würden sich auch

entsprechende gesellschaftliche Hand-

lungsmöglichkeiten eröffnen, denn die
Wissenschaftsfreiheit steht weder einem
Ausstieg aus der Atomenergie, noch ei-
nem Moratorium für die Freisetzung gen-
technisch manipulierter Organismen im
Weg.

Zentrale Prämisse für die. demokrati-
sche Beherrschbarkeit der Risikogesell-
schaft ist allerdings die Beurteilung gesell-
schaftlicher Problemlösungskompetenz
und Steuerungsfähigkeit. Wird die bishe-
rige Phase des Übergangs von der Indu-
strie- zur Risikogesellschaft im Hinblick
darauf betrachtet, wie und von wem Ent-

scheidungen getroffen werden über das
Eingehen oder Nichteingehen von Risi-
ken, so zeigt sich, daß diese Entwicklung
zu einer demokratischen Halbierung ge-
sellschaftlicher Entscheidungen geführt
hat. Das heißt, nur ein Teil der gesell-
schaftsgestaltenden Entscheidungskom-
petenzen wird innerhalb des politischen
Systems den parlamentarischen Entschei-
dungsverfahren zugeführt; der andere
Teil wird den Regeln öffentlicher Kontrol-
le und Rechtfertigung entzogen und der
Investitionsfreiheit der Unternehmen und
der Forschungsfreiheit der Wissenschaft
überantwortet.'* Wenn davon ausgegan-
gen werden kann, daß sich politische

Steuerung auch in Rechtsnormen nieder-

schlägt, dann läßt sich die These von der

demokratischen Halbierung gesellschaft-

licher Entscheidungen sowohl anhand der
Atomenergie als auch anhand der Gen-

technik als den beiden klassischen Gefah-

ren der Moderne bekräftigen. Lange be-

vor der Streit über die Steuerungsfähigkeit

von Generalklauseln im Umweltgefahren-

recht begonnen hat, wurde durch das

Atomgesetz von 1959 der „Stand von

Wissenschaft und Technik“ demokrati-

schen Zugriffsmöglichkeiten weitgehend

entzogen und stattdessen die Entscheidun-
gen der Wirtschaft mit einem effektiv-

politischen Gehalt aufgeladen, für den die
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gitimation verfügen. Dies muß nicht so

sein, obwohl das Gentechnikgesetz von

1991 in gleicher Weise durch den wissen-

schaftlichen Erkenntnisfortschritt bereits

vorhandene Entwicklungen lediglich

rechtlich nachvollzogen hat. Es kommt

vielmehr entscheidend darauf an, daßwis-

senschaftlich-technischer Fortschritt nicht

mehr „passiert“, sondern als politischer

Akt legitimationspflichtig wird.”
Auch die freie Wissenschaft gefährdet

sich in dem Maß selbst, indem sie ver-

sucht, sich diesen Prozessen zu entziehen

und meint, weder sich selbst, noch der Ge-

sellschaft gegenüber verantwortlich zu

sein.
Ralf Kleindiek ist wissenschaftlicher

Mitarbeiter am Fachbereich Rechtswis-

senschaft der Universität Gießen
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n den letzten Jahren wurde die Erlan-
gung der vom Grundgesetz gefor-
derten Gleichstellung von Frauen

mit Männern vorzugsweise durch die Ein-
richtung von sogenannten Gleichstel-
lungsstellen oder durch Einsetzung von
Frauenbeauftragten auf kommunaler,

Länder- und Bundesebene versucht.
Neben den erwarteten Widerständen

von der Seite der Patriarchenfront („sol-
che Späße wie Frauenbeauftragte können
wir uns nicht leisten“'), ist die Institutio-
nalisierung des Emanzipationsanliegens
aber auch in der Frauenbewegung nicht
unumstritten. Denn neben den Frauen, die
die notwendige Position der Frauenbewe-
gung berechtigterweise in einer Funda-
mentalopposition sehen, wird den Gleich-
stellungsstellen und Frauenbeauftragten
auch von anderer Seite eine „Alibifunk-
tion“ vorgeworfen. Durch die konflikt-
absorbierende Wirkung ihrer Tätigkeit
werde zum einen die Schubkraft der Frau-
enbewegung gebremst, zum anderen fühle

sich der Staat durch ihre bloße Existenz le-
gitimiert und von jeglichen weitergehen-
den Handlungszwang befreit.”

Die Frage aber, ob frauenpolitische
Einrichtungen sich eher als „Gegen-
macht“ oder aber als „Ordnungsfaktor“
entwickeln werden, ist derzeit noch nicht
entschieden.

Die Durchsetzung von Frauen-
förderplänen an den Hochschulen

Gewisse Tendenzen sind jedoch er-
kennbar und sollen hier anhand der Be-
schreibung des „Frauenbeauftragtenmo-
dells“ an den Hochschulen skizziert wer-
den.

Im Streit um die Gleichberechtigung
der Geschlechter nimmt die Hochschule
eine repräsentative Rolle ein: In ihr spie-
gelt sich das Geschlechterverhältnis wi-
der, wie es sich auch in den übrigen Berei-
chen des öffentlichen Lebens darstellt.
Während in den „unteren Etagen“ der

Hochschule, d.h. bei den Studierenden,
Verwaltungsangestellten und ArbeiterIn-

nen die Frauen zu rund 41% (Studierende)
bis 80% (ArbeiterInnen) vertreten sind
verschiebt sich dieses Verhältnis mitder
Höhe der Positionen: Im Bereich der C4-
Professuren beträgt der Frauenanteil -
denoch 3%? en

Um dieser strukturellen Diskriminie-
rung beizukommen, wurde von engagier-
ten Wissenschaftlerinnen Anfang der 80er
Jahre die Erstellung von Frauenförderplä-
nen und Einsetzung von Frauenbeauftrag-
ten auch an den Hochschulen durchge-
setzt. Die Maßnahmen, die seitdem an den
einzelnen Hochschulen zur Frauenförde-
rung ergriffen werden, orientieren sich an
den einzelnen Landeshochschulgesetzen
und sind von unterschiedlicher Spannbrei-
te. Während einzelne Länder schlicht die
Prämisse des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) wiederholen, wonach die Univer-
sität auf die Beseitigung der für Wissen-
schaftlerinnen bestehenden Nachteile hin-
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zuwirken hat (so z.B. in Rheinland-Pfalz),
formulieren andere konkrete Maßnah-
men, wie diese Förderung auszusehen hat
(Bremen, Niedersachsen). Vierzehn Bun-

desländer haben zudem Regelungen zur
Frauenbeauftragten aufgenommen, in de-
nen deren Aufgaben, Rechte und Pflichten
bestimmt sind.

Zum Beispiel: Richtlinien zur
Frauenförderung im Nieder-
sächsischen Hochschulgesetz

Die Frauenbeauftragtenmodelle variie-
ren in Einzelpunkten von Land zu Land, in
ihrer praktischen Auswirkung sind sie
sich jedoch größtenteils gleich. So kann
das im Juli 1993 überarbeitete Nieder-
sächsische Hochschulgesetz (NHG) als
aktueller Maßstab dafür angesehen wer-
den, was die Hochschulen derzeit für die

Frauenförderung zu tun bereit sind.
In $ 2 Abs. 3 NHG wird unter Bezug-

nahme auf das HRG die erwünschte Ver-
wirklichung der Gleichberechtigung von
Frauen und Männern an der Hochschule
postuliert. Angestrebt wird demnach eine
Erhöhung des Anteils der Frauen in den
Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert
sind, die Beseitigung der im Hochschul-
wesen für Frauen bestehenden Nachteile
und die Förderung von Frauenforschung
und Frauenstudien.

Zur Gewährleistung dieser Ziele soll

gemäß $ 99 NHG eine Hochschul-Frauen-

beauftragte eingesetzt werden, deren Auf-

gabe u.a. die Mitwirkung bei Struktur-

und Personalentscheidungen, bei der Ent-

wicklung von Frauenförderplänen und die

Beratung der Hochschulfrauen sein soll.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist sie be-

rechtigt, an allen Sitzungen von Gremien

und Kollegialorganen derHochschule mit

Antrags- und Rederecht teilzunehmen.

Bei Berufungs- und Stellenbesetzungsver-

fahren ist sie zudem zur Akteneinsicht und

Stellungnahme berechtigt. Wird eine Ent-

scheidung gegen ihre Stellungnahme ge-

“ troffen, hat sie ein aufschiebendes Wider-

spruchsrecht. Auf der Fachbereichsebene

kann die Hochschul-Frauenbeauftragte
gemäß $ 101 NHG von einzelnen Fachbe-

reichsfrauenbeauftragten vertreten wer-

den.

Von Anspruch zur Wirklichkeit

Die Praxis dieser Arbeit möchte ich an-

hand von eigenen Erlebnissen als Fachbe-

reichsfrauenbeauftragte und von Erfah-

rungsberichten* skizzieren.
An der Göttinger Georg-August-Uni-

versität gibt es seit ca. 1% Jahren eine

Hochschul-Frauenbeauftragte und seit
kurzem auch an jedem Fachbereich eine
Stellvertreterin. Während die Hoch-

schul-Frauenbeauftragte von der Senats-
kommission für Frauenfragen — in der

vorwiegend Männer vertreten sind! — ge-

wählt wird, erfolgt die Wahl der Fachbe-
reichsfrauenbeauftragten in einer Voll-

versammlung für alle Frauen des Fachbe-
reichs.

Aus der Aufgabenflut einer Frauenbe-
auftragten möchte ich hier die sich heraus-
kristallisierenden Schwerpunkte darstel-

len.
Dabei ist zunächst das große Feld der

Personalpolitik zu nennen, dessenBedeu-

tung auf der Hand liegt. Als Überwachung

wird die Teilnahme der Frauenbeauftrag-

ten an den Berufungskommissionen gese-

hen, um qualifizierten Frauen die gleichen

Chancen zuzugestehen wie Männern. Ihre

Möglichkeiten jedoch, die Einstellung ei-

ner Frau gegen den Widerstand der —
meist männlichen — Mitglieder der Beru-

fungskommission durchzuboxen, sind

gleich null. Unter dem Deckmantel der

„objektiven Bewertung“ werden zwar

verschiedene KandidatInnen zu Vorstel-
lungsgesprächen eingeladen, ausgewählt
wird aber nach dem Prinzip der Seilschaf-
ten. Solche Netzwerke gibt es hochschul-
übergreifend in jeder wissenschaftlichen
Disziplin und sind als Zusammenschluß

Karriereplanung zu verstehen. Im Aus-

tauschwird’sich dadurch gefördert, daß
mann sich gegenseitig zitiert, einlädt,
Gutachten erstellt — und sich eben für die
Einstellung in einer bestimmten Hoch-
schule stark macht.’ Frauen kommen in
diesen Seilschaften jedoch kaum vor. Statt

sich jedoch für das Bekämpfen solcher
Seilschaften einzusetzen, haben sich
Hochschulfrauen in den letzten zehn Jah-
ren ein Beispiel an ihren männlichen Mit-
streiten genommen und akademische
Frauennetzwerke gebildet. Diese sind zu
ihrem Verdruß jedoch kaum von Bedeu-
tung. Es kommt eben so gut wie nie vor,
daß Frauen in irgendwelchen Gremien
oder Kommissionen die Mehrheit haben,

Da es sich von selbst versteht, daß es zu
allerletzt im Interesse der in den internen

Machtverteilungskämpfen stehenden
Männer ist, ihre karrierefördernden Seil-
schaften zu durchbrechen, hat nun
zwangsläufig die Teilnahme von Frauen-
beauftragten an Berufungskommissionen
Alibicharakter. Meist als einzige Frau in
der Kommission sitzend, hat sie nicht ein-
mal Stimmrecht, was schon an sich sehr
diskriminierend ist. Das ihr zugestandene
Widerspruchsrecht hat nur eine aufschie-
bende Wirkung. Wird es dennoch einge-
setzt, kann es der Frau, zu deren Gunsten
es eigentlich verwandt werden sollte, so-
gar noch schaden. Nun werden nämlich
aller Erfahrung nach die anderen Mitglie-
der der Berufungskommission die Schwä-
chen der betroffenen Frau hervorwühlen.
Was ihr bei weiteren Bewerbungen nega-
tivangelastet werden kann.

. Auch aus eigener Erfahrung kann ich
berichten, daß die Anwesenheit der Frau-
enbeauftragten bei den Berufungskom-
missionen nur geduldet, keineswegs je-
doch deren Bedeutung anerkannt wird. So
wurde z.B. „vergessen“, mir rechtzeitig
die erforderlichen Unterlagen zuzusen-
den. Oder meine Arbeit wurde dadurch

ins Lächerliche gezogen, daß ich in Bezug
auf eine Bewerberin, die sich ohne Pro-

motion auf eine C3-Professur beworben
hatte, gefragt wurde, ob ich denn trotzdem
auf ihre Einladung bestehen wolle, „weil

siedoch eine Frau ist“- \
Ähnlich unbefriedigend gestaltet sich

die Mitwirkung bei Stellenbesetzungsver-
fahren. Oft werde ich bei Einstellungen
einfach übergangen und wenn ich die Be-
werbungsunterlagen zugesandt bekom-
me, oft nur mit dem Hinweis: „Es hat sich
nur ein Bewerber auf die Stelle beworben,
er erfüllt die geforderten Voraussetzun-
gen optimal.“ Eine Handhabe, dies zu
überprüfen, habe ich natürlichnicht.

Die Mär vonder
„weiblichen Lebensrealität“ ...

Als wichtige Aufgabe im Bereich der
Personalpolitik wird von vielen Frauen-
beauftragten auch das Einsetzen für die
Errichtung von Hochschulkindergärten
und -horten gesehen. So wurde in Göttin-
gen z.B. unter großem Arbeitseinsatz in
Zusammenarbeit einiger Frauenbeauf-
tragten -die Errichtung eines weiteren
Hochschulkindergartens durchgesetzt.

zen wurde durch eine Umfrage untermau-
ert, die belegte, daß in Göttingen derzeit
für 694 Kinder von Hochschulangehöri-
gen keine Kinderbetreuungsmöglichkeit
zur Verfügung steht. Auch wenn mit dem
Bau dieses Kindergarten somit sicher vie-
len Eltern geholfen wird, und dessen
Durchsetzung also an sich positiv ist, zeigt
der Einsatz von Frauenbeauftragten für.
Hochschulkindergärten doch deutlich,

 
daß noch immer Frauen die Aufgabe der
Kindererziehung zugeordnet wird. Eine
Entlastung von dieser Aufgabe wird somit

als Frauenförderung verstanden. Daß

Kinderbetreuung auch Männer betreffen

und somit der ausreichende Bau von Kin-  
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derhorten als Familienförderung in die
Zuständigkeit der Hochschulleitung oder
des Landes fallen müßte, wird dabei leider
völlig übersehen. Indem die Frauenbeauf-
tragten so den betreffenden Frauen ihre
„weibliche Lebensrealität“ erträglicher
machen, nicht aber sie aufheben, findet ei-
ne Ursachenbekämpfung nicht statt.

Als wichtiges, aber oft noch vernachläs-

  

 

  
  

1 Sonnenbrille
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sigtes Aufgabenfeld im Bereich der Perso-
nalpolitik ist die Entwicklung von Frauen-
fördermaßnahmen für die Mitarbeiterin-

nen im Bereich der Medizin, Technik und
Verwaltung (MMTV) zu nennen. Eine

Analyse der weiblichen Beschäftigungs-
struktur in diesem Bereich zeigt, daß es
hier weniger um den quantitativen Aspekt
der Frauenförderung geht (so ist beispiels-
weise der gesamte Pflegebereich eine gro-
ße Frauendomäne), sondern daß vielmehr
auf qualitativer Ebene Fördermaßnahmen
entwickelt werden müssen. Dies hieße
zum einem, auf eine angemessene und lei-
stungsgerechte Bezahlung der MTV-Mit-
arbeiterInnen hinzuwirken, aber auch
durch speziell auf Frauen zugeschnittene
Weiterbildungsangebote dafür zu sorgen,
daß diese sich für höherbewertete Stellen
qualifizieren können. Vom Göttinger
Frauenbüro wurden in diesem Jahr in Zu-
sammenarbeit mit dem Gesamtpersonal-
rat (GPR) und der Zentralstelle für Wei-

terbildung Kurse zu folgenden Themen
angeboten: „Frauenförderung am Ar-
beitsplatz“, „Frauen an der Universität“,

.. unddie tatsächliche Lebens-
realität von Hochschulfrauen

Ein leidiges Thema, mit dem sich Frau-
enbeauftragte schließlich immer wieder
konfrontiert sehen, ist die sexuelle Belä-
stigung von Frauen an der Uni. Durch eine
Vielzahl von Umfragen steht fest, daß
über 75% aller Arbeitnehmerinnenin der
Bundesrepublik von sexueller Belästigung
am Arbeitsplatz betroffen waren.® Reprä-
sentative Daten über die spezielle Situa-
tion von Arbeitnehmerinnen an den Hoch-
schulen liegen derzeit nicht vor. Es ist je-
doch zu vermuten, daß sie sich im selben
Rahmen bewegen. Schätzungen gehen da-
von aus, daß zudem mindestens 50% der
Studentinnen während ihres Studiums se-
xuell belästigt, diskriminiert oder bedroht

werden.’ Die Belästigungen reichen von
massiven körperlichen Übergriffen bis zu
den alltäglichen Äußerungen in Vorlesun-
gen. Ein Tübinger Rechtsprofessor „er-
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klärte“ den Studierenden anhand des ari-
stotelischen Gerechtigkeitsbegriffes, war-

um Männer, die minirocktragende Frauen
vergewaltigen, keine Schuld trifft. Eine

solche Tat sei eindeutig durch das Verhal-

ten der Frau provoziert.°
Die erschreckend hohe Zahl von Stu-

dentinnen, die sich geschlechtsspezifi-

scher Diskriminierung ausgesetzt fühlen,
wurde durch eine Fragebogenaktion be-

Frauengruppe Jura im Wintersemester 93/

94 am juristischen Fachbereich der Göt-
tinger Universität durchgeführt habe. Da-
bei gaben immerhin 30% der befragten
Studentinnen an, sich schon einmal durch

abwertende geschlechtsspezifische Äuße-
rungen, oder — bei Jura sehr typisch —
durch frauenfeindliche Sachverhalts-
gestaltungen gestört gefühlt zu haben.

Die Handlungsmöglichkeiten von Frau-
enbeauftragten sind jedoch auch in diesem

Problemfeld sehr begrenzt. Dies liegt zum

einen an den betroffenen Frauen selbst,

. die sich aus Angst vor Repressalien wei-

gern, namentlich gegen den Belästiger

auszusagen, zum anderen aber auch an

den beschränkten rechtlichen Regelun-

gen. Ein expliziter Tatbestand der sexuel-

len Diskriminierung ist im Strafgesetz-

buch nicht gegeben. Sexuelle Handlungen

sind zudem gemäß $ 184c StGB nur dann

strafrechtlich verfolgbar, wenn sie „im

Hinblick auf das betreffende Rechtsgut

von einiger Erheblichkeit“ sind. Wie in

solchen Fällen die Auslegungskriterien

sind, ist wohl jeder Frau bekannt. Das Ak-

tionsfeld der Frauenbeauftragten be-

schränkt sich hier darauf, durch Veran-

staltungen Frauen darüber zu informie-

ren, wie sie sich gegen sexuelle Diskrimi-

nierung zur Wehr setzen können,betrof-

fenen Frauen mit Rat und Unterstützung

zur Seite zu stehen und bekannteBelästi-

ger gezielt zur Rede zu stellen. Für sich

spricht in diesem Zusammenhang die Tat-

sache, daß den Göttinger Frauenbeauf-

tragten von der Hochschulleitung die Fi-
nanzierung von Wen-Do Kursen (eine äu-

Berst effektive Form der Selbstverteidi-

gung für Frauen) nicht gewährt wurde.

Auch von 33 beantragten Notrufsäulen

wurden nur vier genehmigt.

Wastun?

Wie in den Ausführungen deutlich

wird, sind die Erfolge von Hochschul-

Frauenbeauftragten derzeit eher gering,

womit der Vorwurf der Alibifunktion ei-

nige Berechtigung findet. Dies liegt vor

allem an den unzureichenden rechtlichen

Regelungen, aber auch an der zur Zeit

gängigen Schwerpunktsetzung der Frau-

enbeauftragten selbst.
Für eine effektiveGleichstellungspoli-

tik müßten meines Erachtens zumindest

folgende Punkte rechtlich geregelt wer-

den:
1. Um zu verhindern, daß durch die Se-

natskommission für Frauenfragen, die

wie immer von Professoren dominiert

wird, eine ihnen „genehme“ Frauenbe-

auftragte gewählt wird, muß dieHoch-

schul-Frauenbeauftragte durch alle weib-

2. Um die Interessenvertretung aller

Hochschulfrauen zu gewährleisten, sollte

pro Fachbereich für jede Statusgruppe

(Angestellte/Arbeiterinnen, Studentin-

nen, Wissenschaftlerinnen) eine Frauen-

beauftragte gewählt werden. :

3. Eine ausreichende finanzielle und per-

sonelle Ausstattung muß gewährleistet

sein.
4. Auf kurze Sicht muß das Teilnahme-

und Rederecht der Frauenbeauftragten in

allen Kommissionen und Gremien auf ein

Abstimmungs- und Vetorecht erweitert

werden.
5. Da die Frauenbeauftragte allein in den

Gremien aber nichts durchsetzen kann,

muß auf lange Sicht eine geschlechterpari-

tätische Besetzung von Kommissionen

und Gremien durch eine Quotenregelung

erreicht werden.
6. Nur durch flexible Quotenregelungen

für Stellenbesetzungen und Berufungen in

Verbindung mit positiven Sanktionen
(z.B. Zuweisung von mehr Geldern für
Hochschulen, die eine bestimmten Frau-

enquote erreicht haben), kann der Frauen-

anteil anden Hochschulen erhöht werden.
7. Der Anspruch auf einen Kinderhort-
platz fällt nicht in den Aufgabenbereich
der Hochschule, geschweige denn der
Frauenbeauftragten, sondern muß staat-

lich gewährt werden.
8. Durch in Tarifverträgen festgelegte an-
gemessene Vergütungen für Angestellte
und ArbeiterInnen und die Gewährlei-
stung von Weiterbildungsmaßnahmen
speziell für Frauen muß auf eine Verbes-
serung für Hochschulfrauen in niedrige-
ren Positionen hingewirkt werden.
9. Die Hochschule muß durch entspre-
chende Maßnahmen (ausreichende Be-
leuchtung, Notrufsäulen, Aufnahme von

Wen-Do-Kursen in das reguläre Sportpro-

gramm, Einfügen eines Paragraphen zur
Ahndung von sexueller Diskriminierung
in das Hochschulgesetz) die Sicherheit
von Frauen an der Universität gewährlei-

sten. "
Aber auch die Frauenbeauftragten

könnten durch eine veränderte Schwer-
punktsetzung zu einer verstärkten Effekti-
vität ihrer Arbeit beitragen. Qualität statt
Quantität könnte hier das Motto lauten,

das hieße, sich neben den oben genannten
Forderungen z.B. verstärkt für die Auf-

nahme von Frauenforschung in den Hoch-
schulstrukturplan einzusetzen. Statt sich
— meist erfolglos — für die Erhöhung des
prozentualen Frauenanteils abzustram-

peln, scheint es mir sinnvoller, durch die
Schaffung von innovativen feministischen
Lehrinhalten die verkrusteten Strukturen

der Hochschule aufzubrechen und so den

engagierten Frauen ein breiteres Forum

zu schaffen. Durch die dafür neu zu schaf-

ben. .

Nur Frauenbeauftragte, die sich nicht in

die ihnen vorgegebenen Rahmenbedin-

„Was kann ich denn jetzt damit ma-

chen?“,sondern die überlegen: „Was will

ich eigentlich erreichen?“, um dann unter

Ausnutzung aller ihnen zur Verfügung

stehenden Mitteln soviel wie möglich da-

von durchzusetzen, können aus dem Ord-

nungsfaktor doch noch eine Gegenmacht
schaffen.
Kristina Brümmer studiert Jura in Göt-

tingen und ist Fachbereichsfrauenbe-
auftragte.
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